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Erläuterung zu Tagesordnungspunkt 1 gemäß § 124a Satz 1 Nr. 2 AktG 

Gegenstand von Tagesordnungspunkt 1 ist die  
 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Schweizer Electronic AG, des gebilligten 
Konzernabschlusses, des für die Schweizer Electronic AG und den Konzern 
zusammengefassten Lageberichts, jeweils zum 31. Dezember 2017, einschließlich des 
erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 
 
Sämtliche Unterlagen liegen ab Einberufung der Hauptversammlung und bis zu deren Ablauf in 
den Geschäftsräumen der Schweizer Electronic AG, Einsteinstraße 10, 78713 Schramberg, aus, 
ebenso wie der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns und können dort 
und auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.schweizer.ag/de/investorrelations/hauptversammlung.html eingesehen werden. Auf 
Verlangen werden diese Unterlagen, die im Übrigen auch in der Hauptversammlung ausliegen, 
jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. 
 
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt. Der 
Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Beschlussfassung der Hauptversammlung zu diesem 
Tagesordnungspunkt entfällt damit. 

 

Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 
AktG 

Den Aktionären stehen im Vorfeld und in der Hauptversammlung insbesondere die folgenden 
Rechte zu: 
 
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das sind 189.000 
Aktien) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 
Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
Das Verlangen muss schriftlich an den Vorstand gerichtet werden und bei der Gesellschaft 
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spätestens am Dienstag, 29. Mai 2018, 24.00 Uhr, eingehen. Wir bitten, derartige Verlangen an 
folgende Adresse zu übersenden: 
 
Schweizer Electronic AG 
Vorstand 
Einsteinstraße 10 
78713 Schramberg  
 
Rechtzeitig eingehende Ergänzungsanträge werden wir gemäß § 124 Abs. 1 AktG bekannt 
machen, sofern sie den gesetzlichen Anforderungen genügen. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 
 
Aktionäre sind gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, gegen einen Vorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt einen Gegenantrag zu stellen. Sie sind 
weiterhin gemäß § 127 AktG berechtigt, zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
Abschlussprüfern Vorschläge zu machen. 
 
Die Gesellschaft wird Gegenanträge im Sinne des § 126 Abs. 1 AktG einschließlich des Namens 
des Aktionärs und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich nach ihrem Eingang 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.schweizer.ag/de/investorrelations/hauptversammlung.html zugänglich machen, wenn der 
Gegenantrag mit einer Begründung spätestens am Donnerstag, 14. Juni 2018, 24.00 Uhr, bei der 
Gesellschaft unter der folgenden Adresse eingeht:  
 
Schweizer Electronic AG 
Hauptversammlung 
Einsteinstraße 10 
78713 Schramberg 
oder Telefax: +49 7422 512 397 
oder E-Mail: ir@schweizer.ag 
 
Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt.  
 
Die Gesellschaft ist berechtigt, von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und dessen Begrün-
dung unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen abzusehen, z.B. soweit sich der 
Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde oder wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Die 
Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 
insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 
 
Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den 
verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu 
stellen, bleibt unberührt. Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge, die der Gesellschaft frist-
gerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 
mündlich gestellt werden. 
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Für Wahlvorschläge von Aktionären gelten nach § 127 AktG die vorstehenden Bestimmungen 
sinngemäß. Allerdings brauchen Wahlvorschläge von Aktionären nicht begründet zu werden und 
eine Veröffentlichung kann außer in den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Fällen auch dann 
unterbleiben, wenn der Wahlvorschlag nicht die in § 127 Satz 3 i.V.m. §§ 124 Abs. 3 Satz 4, 125 
Abs. 1 Satz 5 AktG genannten Angaben enthält.  
 
Auskunftsrecht des Aktionärs nach § 131 Abs. 1 AktG 
 
Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-
kunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die 
Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 
Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der 
Aussprache zu stellen, ohne dass es einer vorherigen Ankündigung oder sonstigen Mitteilung 
bedürfte.  
 
Von der Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand nur aus den in § 131 Abs. 3 AktG 
genannten Gründen absehen, z.B. weil die Erteilung der Auskünfte nach vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung dazu geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen 
einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen oder der Vorstand sich durch die Erteilung einer 
Auskunft strafbar machen würde.  
 
Der Vorsitzende der Hauptversammlung ist nach § 16 Abs. 2 Satz 2 und 3 Satzung ermächtigt, 
das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere 
berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich 
angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne 
Tagesordnungspunkte oder für einzelne Rede- und Fragebeiträge zu setzen. 
 
Schramberg, im Mai 2018 
Der Vorstand 
 
 
 
 
Nicolas-Fabian Schweizer      Marc Bunz   
 
 
 


